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Einschreiben (R)
Falls refusiert oder nicht abgeholt, als taxpflichtige B-Post zurücksenden


Anschrift




Verfügung


in Sachen

Einwohnergemeinde S.;
vertreten durch Einwohnerdienste

gegen

Klein Mustermann, geboren 15. Oktember 1900, von Schwarzenburg BE

betreffend

Niederlassung in der Einwohnergemeinde S.


1.	Sachverhalt
Am 10. Juli 2014 teilt die Immobilienverwaltung des Platzes 9 den Einzug von Herrn Klein Mustermann mit. Gemäss Einzugsanzeige mietet er seit dem 1. Juli 2014 mit Frau B. eine 3-Zimmerwohnung.

Frau B. gibt anlässlich ihrer Anmeldung am 28. August 2014 auf dem Anmeldeformular an, mit Herrn Klein Mustermann am Platz 9 wohnhaft zu sein. Auf dem von ihr eingereichten Mietvertrag hat Herr Klein Mustermann den Mietvertrag als Mieter mitunterzeichnet. 

Mit Schreiben vom 14. August 2014 und 12. September 2014 wurde Herr Klein Mustermann aufgefordert seiner Meldepflicht nachzukommen und sich anzumelden. Die Schreiben konnten an den Platz 9 in der Einwohnergemeinde S. zugestellt werden. 

Da Herr Klein Mustermann trotz dieser Aufforderungsschreiben seiner Meldepflicht nicht nachgekommen ist, wurde die Polizei am 7. Oktober 2014 beauftragt weitere Abklärungen zu treffen. Im Polizeibericht vom 17. Oktober 2014 wird festgehalten, dass der Betroffene am 16. Oktober 2014 persönlich am Platz 9 angetroffen wurde. Herr Klein Mustermann bestätigt an genannter Adresse wohnhaft zu sein und versichert den Polizisten, sich am 17. Oktober 2014 persönlich bei den Einwohnerdiensten anzumelden.
Am 18. November 2014 bestätigt die Immobilienverwaltung, dass das Mietverhältnis mit Herrn Klein Mustermann und Frau B. nach wie vor gültig ist.

Bis heute hat sich Herr Klein Mustermann weder angemeldet noch telefonisch oder schriftlich mit den Einwohnerdiensten in Verbindung gesetzt. 



2.	Erwägung
2.1	Formelles
Für die Klärung der Niederlassung ist die Einwohnergemeinde zuständig. Ausführendes Organ ist die Abteilung Einwohnerdienste.

2.2	Materielles
§ 3 Gemeindegesetz vom 16. Februar 1992 (GG; BGS 131.1) lautet wie folgt: Wer in einer Einwohnergemeinde Niederlassung (Hauptwohnsitz) oder Aufenthalt (Nebenwohnsitz) begründet, hat sich innert 14 Tagen anzumelden und die erforderlichen Dokumente zu hinterlegen (Abs. 1). Wer seine Niederlassung oder seinen Aufenthalt aufgibt, hat sich innert 14 Tagen abzumelden (Abs. 2). Die Meldepflicht besteht auch bei Umzügen innerhalb der Gemeinde oder eines Gebäudes (Abs. 3). Nach § 5 Abs. 1 GG richten sich Niederlassung und Aufenthalt einer Person nach der Registerharmonisierungsgesetzgebung. Laut Art. 3 Bst. b Bundesgesetz über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister vom 23. Juni 2006 (RHG; SR 431.02) wird die Niederlassungsgemeinde wie folgt definiert: Gemeinde, in der sich eine Person in der Absicht dauernden Verbleibens aufhält, um dort den Mittelpunkt ihres Lebens zu begründen, welcher für Dritte erkennbar sein muss; eine Person wird in derjenigen Gemeinde als niedergelassen betrachtet, in der sie das erforderliche Dokument hinterlegt hat, und kann nur eine Niederlassungsgemeinde haben.

Der Wohnsitzbegriff setzt sich aus einem objektiven, äusseren (Aufenthalt) und einem subjektiven, inneren Element (Absicht) zusammen, Zu seiner Feststellung ist von den äusserlich wahrnehmbaren Umständen, welche den Aufenthalt kennzeichnen, auf die dahinstehende Absicht zu schliessen. Dabei lässt sich gemeinhin kein strikter Beweis erbringen, sodass eine Abwägung aufgrund von Indizien erforderlich ist. Dies bedingt eine sorgfältige Berücksichtigung und Gewichtung sämtlicher Berufs-, Familien- und Lebensumstände. Auf die bloss äusseren Wünsche der betreffenden Person oder die gefühlsmässige Bevorzugung eines Ortes kommt es nicht an, ist der Wohnsitz doch insofern nicht frei wählbar (BGE 2C_270/2012)

Im Falle von Herrn Klein Mustermann bedeutet dies, dass er erwiesenermassen seit dem 1. Juli 2014 am Platz 9 effektiv wohnhaft ist. Auf dem Mietvertrag, unterschrieben am 10. Juli 2014, sowie auf der Einzugsanzeige vom 10. Juli 2014 ist Herr Klein Mustermann als Mieter einer 3-Zimmerwohnung am Platz 9 eingetragen. Dies bestätigt nicht nur die Mitbewohnerin, sondern auch Herr Klein Mustermann selber. Die Korrespondenz (Aufforderungsschreiben vom 14. August 2014 und 12. September 2014) konnte an die genannte Adresse zugestellt werden. Anlässlich der Polizeikontrolle konnte Herr Klein Mustermann vor Ort betroffen werden. 

Gestützt auf den Gebührentarif der Einwohnergemeinde S. wird gemäss § 26 pro Aufforderungsschreiben eine Gebühr von CHF 20.00, für Aufträge an die Polizei gemäss § 27bis Absatz 2 der Aufwand nach Selbstkosten (i.d.R. CHF 100.00) verrechnet.


3.	Verfügung
3.1.	Die Niederlassung von Herrn Klein Mustermann befindet sich seit dem 1. Juli 2014 in der Einwohnergemeinde S.
3.2.	Die aufgelaufenen Aufforderungsgebühren in der Höhe von CHF 140.00 (CHF 40.00 für die Aufforderungsschreiben und CHF 100.00 für den Polizeiauftrag) sowie die Gebühren für die Ersatzvornahme CHF 35.50 Selbstkosten nach Zeitaufwand 1/2h à CHF 71.00) werden Herrn Klein Mustermann in Rechnung gestellt. 


Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Entscheid kann innert 10 Tagen nach Eröffnung schriftlich Beschwerde beim Gemeinderat erhoben werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begründung zu enthalten. Allfällige Beweismittel sind genau zu bezeichnen und beizulegen. Diese Verfügung ist beizulegen.





Einwohnerdienste Einwohnergemeinde S.



Hans-Peter Müsterli
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